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Wer ſoll Abonnent des Volks
blattes ſein?

Das Ziel muß ſein, daß jeder Arbeiter im Regierungs-
bezirk Merſeburg das Volksblatt nicht nur lieſt, ſondern auch
abonniert. Das Blatt, das die politiſchen und beruflichen
Jntereſſen der Arreiterſchaft nach beſten Kräften vertritt,
ſollte in keinem Arbeiterheim fehlen.

So weit ſind wir leider voch nicht. Daraus erwächſt für
jeden klaſſenbewußten Arbeiter die ſelbſtverſtändliche Pflicht,
nicht nur ſelbſt das Volksblatt zu halten, ſondern auch für
die Erreichung des oben bezeichneten Zieles mit aller That
kraft einzutreten. Aus den Häuſern der Arbeiter muß jene
ſeichte, charakterloſe Preſſe verſchwinden, die unter der Maske
der Unparteilichkeit die politiſchen Anſchauungen verwäſſert,
die es in ihrem Geldintereſſe allen recht machen will und
eute den Radikalen markiert, um morgen im elendeſten
yzantinismus und Servilismus zu ſchwelgen, die aller

mannhaften politiſchen Ueberzeugung das Rückgrat zu brechen
bemüht iſt, weil ſie ſelbſt von ſolcher nie auch nur ein Atom
beſeſſen hat.

Klaſſenbewußte Arbeiter ſtehen unerſchütterlich zu ihrer
Preſſe und ſorgen dafür, daß jene ihrer Genoſſen und
Kollegen, welche ſich zur Erkenntnis dieſer Notwendigkeit
noch nicht durchgerungen haben, aufgeklärt und ſich ihrer
Pflicht bewußt werden.

Die nächſte Zukunft wird auf politiſchem Gebiet ſchwere,
ernſte Kämpfe bringen, die eine entſchiedene Stellungnahme
jedes Staatsbürgers erfordern. Die Preſſe ſteht im Vorder-
grunde des Kampfes; ſoll ſie ihn mir Erfolg führen, ſo be
darf ſie allſeitiger Unterſtützung.

Der bevorſtehende Quartalswechſel muß jedem eine Mah
nung ſein, das bisher Verſäumte nachzuholen.

Der Abonnementspreis für das Volksblatt beträgt pro
Monat 50 Pf., wofür es frei ins Haus geliefert wird. Der
Poſt Abonnementsbetrag beläuft ſich ohne Bringegeld auf
1.25 M. pro Quartal, mit Bringerlohn auf 1.65 M.

Redaktion und Expedition des Volksblattes.

Weibliche Fabrikinſpektoren.
Der Zuricher Kongreß für Arbeiterſ hutz hat in ſeine vor

züglichen Reſolutionen auch die folgende Forderung aufge
nommen

„Zur Aufſicht über die Durchführung der Vorſchriften die
Frauenarbeit betreffend ſind vom Staate zu beſoldende
Jnuſpektorinnen anzuſtellen, die zum Teil aus Kreiſen der
Arbeiterinnen zu wählen ſind.“

Das iſt kurz und präzis ausgedrückt das, was man gegen-
wärtig vom Standpunkt einer ſorigeſchrittenen Sozialpolitik
aus verlangen kann, im Deutſchen Reich freilich noch lange
vergeblich wird verlangen müſſen. Man erinnere ſich nur
des Hohns, mit den der nunmehr in das große Heer der
„inaktiven“ preußiſchen Staatsminiſter entbotene Herr v. Böt-
ticher am 12. Januar d. J. der Forderung unſerer Genoſſen
nach weiblichen Fabrikinſpektoren begegnete. Und doch iſt

da nun doch einmal die ſtaatliche Gewerbe- Aufſicht ein-
geführt iſt nichts berechtigter, als dieſe Forderung.

Wir ſagen das nicht etwa im Sinne bürgerlicher Frauen-
emanzipation, die für die Frauen der „gebildeten Stände“
neue Thätigkeits- und Erwerbsgebiete aufzuſchließen ſucht,
ſondern ledizlich vom Standpunkt der vielen Hunderttauſende
in Fabriken ſteckenden Frauen und Mädchen aus, denen in
den weiblichen Jnſpektoren eine Ergänzung zu der jetzt ſchon
vorhandenen Jnſpektion durch Männer geboten werden und
denen damit ermöglicht werden ſoll, auch in Dingen, wo die
weibliche Schamhaftigkeit eine Ausſprache dem männlichen
Beamten gegenüber verhindern wäürde, ſich vertrauensvoll an
eine mit den nötigen Machtbefugniſſen ausgerüſtete Frau
wenden zu können, um Adohilfe zu erlangen.

Die Forderung weiblicher Fabrikinſpektoren iſt aus den
hier angedeuteten Gründen ebenſo berechtigt, wie etwa das
Verlangen nach weiblichen Aerzten. Ob die geſchlechtliche
Scham dem Arzt gegenüber berechtigt iſt, oder unberechtigt,
iſt für die Entſcheidung der praktiſchen Frage gleichgiltig.
Thatſache iſt, daß zahlreiche Frauen ſich lieber Jahre lang
mit ſchweren Krankheiten herumſchleppen, ehe ſie ſich der
körperlichen Unterſuchung durch den männlichen Arzt aus-
ſetzen, und dieſem Uebelſtand kann eben durch die Ausbil
dung weiblicher Aerzte abgeholfen werden.

Ganz ähnlich verhält es ſich bei der Fabrikinſpektion. Es
iſt ja kein Geheimnis, daß die Gefährdung der Sittlichkit
unſerer Arbeiterinnen durch ungenügende Einrichtungen und
durch direkte Anträge von Arbeitgebern, Werkmeiſtern e.
mindeſtens ebenſo groß iſt, wie die Gefährdung der Geſund-
heit durch nicht geſchützte Maſchinen, mangelhafte Räumlich-
keiten, Nachtarbeit und dergleichen. Aber abgeſehen von
allem dieſen wird die inſpizierende Frau für die Angelegen-
heiten des eigenen Geſchlechts und die Lage der beſchäftigten
Kinder vielfach ein feineres Verſtändnis und ein ſchärferes

Auge haben, als der männliche Beamte. Die Erfahrungen
mit weiblichen Jnſpektoren in Frankreich England und

Amerika, in welchen Ländern der bureaukratiſche Zopf nicht
ganz ſo lang mehr hängt, wie bei uns in Deutſchland, haben
das genügend bewieſen.
Und die Zahl der Perſonen, die in Betracht kommt, iſt
ſehr groß. Lediglich in Fabriken ungerechnet das große
Gebiet der Hausinduſtrie arbeiteten im Jahre 1895 nach
den amtlichen Mitteilungen der Gewerbe Aufſichtsbeamten im
Deutſchen Reich

über 21ljährige Frauen 403 813
16bis 21 260 30314 bis 16 Miädchen. 73 981
unter 14 1 65814bis 16 Knaben 143441
unter 14 2 669Man ſollte meinen, die Geſundheit, die Arbeitskraft und die

Sittlichkeit dieſer 886 000 Frauen, Mädchen und Kinder
wären es wert, ein ſo kleines Opfer, wie es die Anſtellung
weiblicher Juſpektoren erheiſcht, zu bringen dies auch dann,
wenn die Anſtellung unſeren Herren Bureaukraten etwas gegen
den Strich gehen und unbequem ſein ſollte.

Was iſt aber bisher in dieſer Frage in Deutſchland ge-
ſchehen Nichts, oder doch ſo gut wie nichts. Wir wollen
hier reſumieren:

Jm Großherzogtum Heſſen haben Regierung und Kammern
die Anſtellung weiblicher „Aſſiſtenten“ der männlichen Auf
ſichtsbeamten beſchloſſen. Das iſt ja immerhin ein Fori-
ſchritt, aber er genügt nicht, weil dieſe Aſſiſtenten den Unter
nehmern gegenüber keine ſtaatliche Autorität und keine Zwange-
befugnis haben. Das Nähere über die Zahl der Anzu
ſtellenden c. wird erſt in dem Budget für 1898/1900 feſt-
geſetzt werden.

Etwas Aehnliches iſt in Weimar bereits in Wirkſamkeit
getreten, indem dort eine Frau angeſtellt worden iſt, die den
Fabrikinſpektor bei ſeinen Viſitationen begleitet. Die An-
regung iſt auch dort von dem einzigen ſozialdemokratiſchen
Vertreter in der Kammer, Genoſſen Baudert, ausgegangen.

Aus Baiern melden neuerdings freilich nicht unwider-
ſprochen gebliebene Zeitungsſtimmen, daß ein Verſuch mit
weiblichem Perſonal bei der Jnſpektion von Betrieben mit
vorwiegend weiblichen Arbeitern gemacht werden ſolle. Wir
wollen hoffen, daß der Verſuch gemacht werden wird.
Alles das iſt aber ungenügend, ſowohl hinſichtlich der Zahl
der Angeſtellten, wie auch deswegen, weil die Anſtellung
der Frauen nur im Verwaltungswege erfolgt, nicht geſetzlich
feſtgelegt iſt und deshalb auch jederzeit zurückgenommen wer-
den kann.

Jn Baden geht man noch zaghafter vor. Bürgerliche
Frauenvereine wollen oder ſollen dort die Vermittlerſtelle
zwiſchen Arbeiterinnen und den Fabrikinſpektoren übernehmen.
Sie haben beſchloſſen „ſich beſchützend der Arbeiterinnen an-
zunehmen“ und „den Abrbeiterinnen, welche ſich mit ihren
Anliegen vertrauensvoll an ſie wenden, je nach den ob-
waltenden Umſtänden Rat und Hilfe angedeihen zu laſſen.“
Wir müſſen geſtehen, wenn wir etwas zu entſcheiden hätten,
dann würden wir uns für dieſes Surrogat weiblicher Fabrik
inſpektion entſchieden bedanken. Ueber die Bemutterung durch
bürgerliche Frauenvereine ſind unſere deutſchen Jnduſtrie-
arbeirerinnen denn doch hinausgewachſen.

Damit in unſerer Liſte auch die Reichshauptſtadt Berlin
nicht fehle, ſei noch mitgeteilt, daß hier im Winter 1896/97
ein Kurſus zur Ausdildung von Fabrikinſpektorinnen ſtatt
gefunden hat. Es ſind hier an 13 Unterrichtsabenden
Hygieine und ſoziale Geſetzgebung vorgetragen worden. 13
Unterrichtsabende erſcheinen etwas wenig und die ganze Sache
etwas dilettantiſch. Freilich, ſo lange keine Fabrik nſpekio-
rinnen angeſtellt werden, kann man auch von keinen Frauen
verlangen, ſich gründlich auf dieſes Amt vorzubereiten.

Das wäre alſo ſo ziemlich alles, was wir über die weib-
liche Fabrikinſpektion in Deutſchland zu melden hätten. Ueber-
all ſonſt hat man ſich ablehnend verhalten. Die Sache iſt
ja in den Landta en faſt aller Einzelſtaaten zur Sprache
gekommen, und zwar aus Auslaß einer Petition, die der
Bund deutſcher Frauenvereine ſfämtlichen Regierungen und
Abgeordnetenkammern hatte zugehen laſſen. Ueberall traten
unſere Genoſſen, ſoweit ſolche in den Kammern vertreten
ſind, für die Anſtellung weiblicher Aufſichtsbeamten ein
aber überall erklärten bürgerliche Majorität und Regierung
im trauten Verein die Sache für verfehlt oder mindeſtens
für „noch nicht reif“. Jn Preußen wurde ſogar bei Ge-
legenheit der Beratung der genannten Petition in der zu
ſtändigen Kommiſſion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes
vom Regierungsvertreter erklärt:

„Bei der Verhetzung des Arbeiterſtandes
durch die ſozialdemokratiſche Agitation könne
nicht darauf gerechnet werden, daß eine ſtaatlich angeſtellte
Fabrikinſpektorin bei den Arbeiterinnen dem Vertrauen be
gegnen werde, das für Mitteilungen der Arbeiterinnen
über ſittliche Mißſtände notwendig iſt.“

Und dies trotz des überall bemerkien Eintretens unſerer Ge-
voſſen für die weibliche Gewerbe-Aufſicht! Ebenſo wurde
von der preußiſchen Regierung erklärt, eine zum Studium
der Sache nach England geſandte Kommiſſion ſei zu dem
Ergebnis gelangt, daß ſich dort die weibliche Jnſpektion nicht
bewährt habe. Thatſache iſt jedoch, daß in England ſowohl
die Regierung wie der ChefJnſpektor mit der Einrichtung
ſehr zufrieden ſind, daß im Parlament Unternehmer und
Arbeitervertreter für das Syſtem eintreten und daß in Eng-
land die weiblichen Jnſpektoren vermehrt worden ſind.

Gerade über die Erfahrungen, die in England und Amerika
mit dem Syſtem gemacht worden ſind, liegen jetzt aus der
Feder von Frauen zwei ausführliche Berichte vor. Helene
Simon ſchildert im dritten Heft des laufenden Jahrgangs
von Schmollers „Jahrbuch“ die Entſtehung und die Wirk-
ſamkeit der weiblichen Fabrikinſpektion in England. Die
beiden erſten Frauen wurden im Jahre 1893 gleichzeitig mit
der Ernennung von 15 Aſſiſtenten der Jnſpektoren aus der
Arbeiterklaſſe angeſtellt. Mittlerweile ſind die Arbeiter
Aſſiſtenten auf fünfundzwanzig mit je 2000 M. Gehalt, und die
Jnſpektorinnen auf 5 mit 4000--4200 M. Gehalt ange
wachſen. Die fünf Frauen ſind inzwiſchen als „Female
Inspector Department“ Abteilung für weibliche Jnſpektion)
organiſiert worden, und Miß Abraham dieſer Abteilung als
die Oberaufſicht führende Jnſpektorin vorgeſetzt. Die ange
ſtellten Frauen haben allerdings, was beklagt wird, keinen
beſtimmten Bezirk, ſondern viſitieren da, wo es dem Chef-
Jnſpektor wünſchenswert erſcheint. Außerdem ſind ſeit
neuerer Zeit in zahlreichen engliſchen Städten „Sanitäts-
Jnſpektorinnen“ zur Ueberwachung von Arbeitsſtätten und
Wohnungen hinſichtlich der geſundheitlichen Gefährdung an
geſtrut.

Ueber die Vorzüglichkeit der Leiſtungen der angeſtellten
Frauen iſt man faſt allgemein einig. Unternehmer und
TradesUnioniſten ſind der Anſicht, „daß ſie ihre männlichen
Kollegen an Spürſinn und zäher Ausdauer übertreffen. Jn
vielen Fällen haben ſie ungeſetzliche Ueberzeit mittels förm-
licher Treibjagden von Schlupfwinkel zu Schlupfwinkel der
weitläufigen Räume ſogenannter Muſterfirmen entdeckt. Vor
der Jnſpektorin haben ſich geſchloſſene Thüren geöffnet, an
denen der Jnſpektor jahrelang achtlos vorüberſchritt.“

Die Vermehrung der weiblichen Jnſpektoren iſt ins Auge
gefaßt, und es wird ſogar ſchon die Anſtellung von weib-
lichen Jnſpektoren aus der Arbeiterklaſſe erwogen. Man
erklärt vierfach, daß „die Arbeiterinnen ihre früheren Ge-
noſſinnen am beſten verſtehen, dem unbedingteſten Vertrauen
begegnen und am ſchärfſten hinter die Kouliſſen ſehen würden.
Welche Fähigkeit, wie viel Ernſt und Eifer auch die dürger-
liche Frau dem Beruf entzezenbringen mag, es fehlt die in
time Kenntnis der Arbeiterinnen im guten und böſen.“
Jedenfalls wird man in England auch noch zur Anſtellung
von Arbeiterinnen als Jnſpektorinnen oder Aſſiſtentinnen
kommen, da nirgends ein grundſätzlicher Widerſtand gegen
all dieſe Dinge vorhanden iſt, ſondern man im Wege des
Experiments ausprodiert, was ſich am beſten bewährt und
was im allſeitigen Jntereſſe liegt.

Ebenſo günſtig ſind die Erfahrungen mit der weiblichen
Fasrik-Jaſpektion in den Vereinigten Staaten Nordamerikas.
Ueber dieſe berichtet Miß Florence Kelley, die wegen ihres
Eintretens für die Arbeiter ſoeben gemaßregelte bisherige
Chef Jnſpektorin in Jllinois, im achten Heft von Brauns
„Archiv für ſoziale Geſetzgebung und Statinik“. Jn Nord-
amerika beſteht die weibliche Fabrikinſpektion ſeit ſieben
Jahren und wurde anfänglich von einer Frau ausgeübt.
Mittlerwei.e hat ſich die Zahl der Jnſpektorinnen auf 23
erhöht. Jn Amerika iſt das Geſchlecht der Frau ja über
haupt nicht mehr in dem Maße, wie in Europa, ein Hin
dernis für die Anſtellung in allerlei Berufen und ſo war
es ihr auch leichter, in die Stellungen als Fabrikinſpektor
zu gelangen. Gegenwärtig ſind an weiblichen Jnſpektoren
vorhanden in NewYork 7, Jllinois 6, Pennſyloanien 4,
Maſſachuſetts 2, Rhode Jsland 1, Ontario 1, Quebec 2,
zuſammen 23, gegen zuſammen 127 männliche Jnſpektions
beamte. Jn Michigan wird demnächſt die Ernennung einer
Frau erfolgen.

Es heißt in dem Bericht: „Die Thatſache, daß eine
Staatslegislatur nach der andern Geſetze zur Anſtellung von
Fabrikinſpektorinnen erläßt, ſcheint zu beweiſen, daß dieſe
Anſtellung der öffentlichen Meinung entſpricht.“ Und auch
in Amerika haben ſich die Jnſpektorinnen aus der Arbeiter
klaſſe bewährt. Die genannte bisherige „Chef-Jnſpektorin“
ſchreibt: „Als beſte und thätigſte Fabrikinſpektorinnen haben
ſich die aus der Arbeiterklaſſe heroorgegangenen bewährt,
welche von den Gewerkvereinen für ihre Poſten h
wurden. Sie ſind erſtens zu arbeiten gewöhnt und ha
ſodann hohes Jntereſſe am Schutz ihrer früheren Arbeits
genoſſen. Obwohl in der Regel ungebildet und ohne tech
niſche Kenntniſſe, verleiht ihr Gewohntſein an fort
geſetzte Thätigkeit beſondere Vorzüge.“



Das alles ſind beſſere Zeugniſſe für die Sache, als theo-
retiſche Erwägungen. Freilich, die Zeugniſſe ſtammen aus
„wilden Ländern“. Aber ſollten ſie nicht doch ſchwer genug
wiegen, um auch die deutſche Regierung zur Einführung von
Dingen zu bewegen, die jenſeits des Kanals und jenſeits des
Ozeans bereits ſeit Jahren zur Zufriedenheit der Geſamtheit
und zum Wohle der arbeitenden Frauen beſtehen?

Tagesgeſchichte.
Für den bekannten gemaßregelten arbeiterfreund

lichen Pfarrer Kötzſchke in Sangerhauſen veranſtalten Dr.
Paul Scheden, M. v. Egidy, Paſtor Naumann u. a. eine
Sammlung.

Pfarrer Kötzſchke iſt anläßlich ſeines neulichen Auftretens
in einer ſozialdemokratiſchen Verſammlung durch das könig-
liche Konſiſtorium in Magdeburg darauf aufmerkſam

emacht worden, daß eine Fortſetzung ſeiner ſozialen Thätig-
eit, die ihn in irgend welche Berührungen und Be-

ziehungen zur Sozialdemokratie brächte, dahin führen
würde, ihm die Rechte des geiſtlichen Standes zu
entziehen.

Der Pfarrer Kötzſche iſt bekanntlich ohne Penſion aus
ſeinem Amte entlaſſen worden, weil er auf ſeine Strafver
ſetzung nicht eingehen wollte. Jetzt wird ihm, der ein geiſt:
liches Amt nicht mehr bekleidet, aber natürlich noch die Rechte
des geiſtlichen Standes beſitzt, die Aberkennung dieſer Rechte
angedroht für den Fall, daß er durch ſeine ſoziale Thätig
keit mit der Sozialdemokratie in Berührung oder Beziehung
kommt. Das ſind intereſſante Ausſichten nicht bloß für
Herrn Kötzſchke, ſondern auch für jeden Geiſtlichen, der
irgend eine ſoziale Thätigkeit ausübt. Was heute Herrn
Kötzſchke paſſiert, kann morgen den Herren Naumann, Göhre,
ja ſogar Herrn Stöcker paſſieren; Herr Stöcker iſt erſt vor
einigen Monaten in einer ſozialdemokratiſchen Verſammlung
geweſen, um in ſeiner Weiſe Zeugnis abzulegen für Chriſtum.
Bei der Vieldeutigkeit der Begriffe „Berührung“ und „Be
ziehung“ iſt ſchlechterdings kein Geiſtlicher davor ſicher, daß
ihm ihm „Berührungen“ und „Beziehungen“ zur Sozial
demokratie zur Laſt gelegt werden. Ja, welcher Beamte iſt
überhaupt davor geſchützt? Wie viele Beamte haben neuer-
dings in Berlin einen Aufruf unterzeichnet, unter dem ſie
mit Gen. Singer zuſammenſtehen, der mit ihnen im Ueber
ſchwemmungskomitee ſitzt?! Sind alle dieſe Beamten, unter
denen ſich ſolche in höchſt autoritativen Stellungen befinden,
dadurch unwürdig, die Rechte ihres amtlichen Standes bei-
zubehalten? Man erwäge einmal die Konſequenyzen der
gegen den Paſtor Kötzſchke gerichteten Drohung ernſtlich,
und man wird zugeben, daß der ſtaatliche Kampf gegen die
Sozialdemokratie nachgerade in eine Sackzaſſe geraten iſt,
in der der Staat eine nichts weniger als glückliche Rolle
ſpielt. Den Gewinn von der Anwendung derartiger Maß-
regeln, wie ſie jetzt gegen Herrn Kötzſchke beliebt worden
ſind, haben nach allen Erfahrungen ja doch einzig und
allein wir.

Der größte Filz unſeres Jahrhunderts. Als
vor an Qei dio Wochricht durch die Rlätter ging. der
in den weiteſten Kreiſen bekannte und ſeiner Zeit viel ge
nannte Oberförſter Lange, der bisherige General-Bevoll
mächtigte des Fürſten Bismarck in Friedrichsruh, werde zum
1. Oktober d. J. in den Ruheſtand treten, mußte man an
nehmen, Lange habe ſeine Penſionierung ſelber nachgeſucht.
Dies iſt aber wie man aus Hamburg mitteilt keines
wegs der Fall, vielmehr hat der Fürſt Bismarck Herrn Lange
eröffnet, daß er ihn zum 1. Oktober penſionieren werde,
wobei er ſich auf jene Beſtimmung des Geſetzes geſtützt
haben ſoll, wonach der Beamte, wenn er 65 Jahre alt ge-
worden iſt, ohne weiteres in den Ruheſtand verſetzt werden
kann. Da dieſe Beſtimmung bei einem Privatverhältnis nicht
in Anwendung kommen kann, beſonders dann, wenn der
Beamte lebenslänglich mit einem beſtimmten Einkommen an-
geſtellt war, wie der Oberförſter Lange, ſo dürfte kein
Zweifel obwalten darüber, daß unter ſolchen Umſtänden, wie
ſie hier vorliegen, bei der iebenslänglich zugeſicherten An
ſtellung der Beamte Anſpruch darauf hat, ſein ganzes Ein-
kommen als Venſion zu beziehen. Einen ſolchen Anſpruch
ſoll aber der Oberförſter Lange, der vom Fürſten Bismarck
gelegentlich ſeiner Kündigung zugleich aufgefordert wurde,
ſeine Penſionsanſprüche ihm mitzuteilen gar nicht erhoben
haben. Vielmehr hat er dieſelben lediglich nach ſeinen Dienſt-
jahren entſprechend den Beſtimmungen des Penſionsgeſetzes
berechnet. Wie mon ſich nun ferner erzählt, ſoll der Fürſt
Bismorck ſich weigern, die Penſion in der berechneten Höhe
zu gewähren, vielmehr ſoll er einen Abſtrich von 1500 M.
machen wollen, ſo daß der Oberförſter Lange am Ende ſich
die ihm ſeiner Meinung nach zuſtehende Penſion wohl noch
wird erklagen müſſen, nachdem er dem Fürſten ſo lange
Jahre in aller Treue gedient hat.

Für das Sparſhyſtem bei der Eiſenbahnverwal-
tung, welches nach allgemein verbreiteter Anſicht ſo viel
Mitſchuld an der Häufung der Eiſenbahnunfälle trägt, hat
Miniſter Thielen ſelbſt im preußiſchen Abgeordnetenhauſe
etliche recht charakteriſtiſche Beweiſe geliefert, indem er dar-
legte, in welchem Maße es ihm gelungen iſt, die Betriebs-
ausgaben im Verhältnis zu den Einnahmen zu
vermindern. Auf 100 M. Einnahmen der Staatseiſen-
bahnen kamen 1890/91 65 M. BetriebCausgaben. Jm
Jahre 1891/92 ging das Verhältnis auf 63,9 zurück. Dieſer
Rückgang ſetzte ſich derart fort, daß 1894 95 die Betriebs-
ausgaben nur noch 59.68 und 1895/96 nur 54. 77 be
trugen. Am 9. März 1897 rühmte der Eiſenbahnminiſter
im Abgeordnetenhauſe, um wieviel billiger die preußiſchen
Staatseiſendahnen betrieben würden im Verhältnis zu anderen
Staatseiſenbahnen. So betrugen die Betriebekoſten für
1895/96 bei der bairiſchen Staatsbahn 67 38, bei der
württembergiſchen 61 85, bei der ſächſiſchen 6436, bei der
badiſchen 63.57, bei Mecklenburg 60.94, beil Oldenburg 76 78
Der Miniſter hob bei dieſer Gelegenheit hervor, daß während
der letzten 5 Jahre, von 1891792 angefangen, die Ver
kehrseinnahmen fortwährend geſtiegen ſind von
921 auf 922, 962, 980 und 1037 Millionen im Jahre
1895/96. Demgegenüber ſind die Ausgaben in den fünf
Jahren fortgeſetzt auch abſolut gefallen. 1891/92 waren
die Ausgaben 607, 1892/93 586, dann 584, 575 und 574
Millionen. Das abſolute Sinken der Betriebsausgaben ſei

im weſentlichen darauf zurückzuführen, daß die Verwaltung
„fortſchreitet und eine wirtſchaftlichere und ſparſamere
werde“. Jn den letzten Jahren hat die Neuorganiſation
vom 1. April 1895 noch weſentlich dazu beitragen. Das
Sinken der Materialpreiſe iſt auf die Verminderung
der Betriebsausgaben eigentlich nur in den beiden erſten
Jahren von Einfluß geweſen. Vom dritten Jahre ab ſind
die Materialpreiſe erſt langſamer, dann raſcher
Der Preis der Arbeitsleiſtung ſei ſowohl in den Beſoldungen
wie im Lohn fortdauernd geſtiegen. Notwendige Aus-gaben ſeien nicht geſpart, auch gebotene und nühliche Fort

ſchritte nicht unterlaſſen worden.
Daß ein ſtaatlicher Betrieb ſparſam wirtſchaftet und das

Geld nicht zum Fenſter hinauswirft, iſt ja an und für ſich
löblich. Es fragt ſich nur, ob nicht die Sparſamkeit an
falſcher Stelle zur Anwendiing kommt. Bei einem ſo ge
waltig angewachſenen Betrieb, wie die Eiſenbahnen, muß es
jedenfalls auffällig ſein, daß trotz des Anwachſens die Aus-
gaben zurückgegangen ſind. Mögen ſelbſt Beſoldun zen und
Lohn um ein Kleines geſtiegen ſein, ſo würde das noch nicht
beweiſen daß die Arbeits leiſtung höher bewertet wird.
Nach allem, was in letzter Zeit bekannt geworden, iſt anzu
nehmen daß die von Beamten und Arbeitern geforderten
Leiſtungen erheblich mehr gewachſen ſind als die Löhne.

Die Großen und die Kleinen. Bei Beratung des
Gratifikationstitels im Poſtetat wurde von frei-
ſinniger Seite der Antrag geſtellt

den Reichskanzler um Vorlegung einer Ueberſicht der im
Etatsjahre 1895/96 aus etatsmäßigen Fonds ſtattgehabten Ver
wendungen zu Remunerationen, Gratifikationen und Unter-
ſtützungen nach Zweckbeſtimmungz, Beamtenkategorien, Zahl der
rn Minimal-, Durchſchnitts- und Maximalbeiträgen zu
erjuchen.
Dieſe Ueberſicht iſt nun erſchienen. Hiernach haben im

Durchſchnitt an Reminerationen und Unterſtützungen
empfangen Poſtillone 8 M, Poſthilfsboten 13 M., Land-
briefträger 18 M., Briefträger und Poſtſchaffner 23 M.,
Aſſiſtenten 40 M., Poſtſekretäre 45 M., Geheime Kanziei
ſekretäre 98 M., Direktionsſekretäre 90 M., Ober-Poſtkaſſen-
regdanten 110 M., Poſtinſpektoren 180 M Geheimſekretäre
136 M. Poſtdirektoren 111 M., Poſträte 554 M und
Ober Poſtdirektoren 1246 M. Wäre dieſe Mitteilung nicht
„amtlich“, jederminn würde ſie für unrichtig halten, da
wohl niemand eine ſolche Verteilung auch nur geahnt hat.
Ein noch frappierenderes Reſultat erlangt man aber, wenn
man die Zahl der Bedachten einer Kalegorie mit der Zahl
der etatsmäßigen Stellen derſelben Kategorie vergleicht
Dann ſind nämlich unterſtützt worden: von 16 100 Land
briefträgern 9262, von 24 676 Uaterbeamten 19 309, von
12 158 Aſſiſtenten 7353, von 672 Poſtmeiſtern 520, von
1009 Oberſekretären 965, von 49 Bureaubeamten 2. Klaſſe
im Reichspoſtamt 60, von 773 Direktionsſekretären 1099,
von 283 Kaſſierern 311, von 105 Geheimſekretären
118 2c. Während alſo von den gering beſoldeten Unter
beamten Tauſende leer ausgegangen ſind, ſind in den an-
geführten höheren Beamtenklaſſen nicht nur gerade 'o viele
Beamte unterſtützt worden, wie überhaupt vorhanden ſind,
ſondern einzelne müſſen ſagar Soſppolt hbodacht ſein, da
die Zahl der Zuwendungen diejenige der vorhandenen Be-
amten bedeutend überſteigt. So ſieht alſo in Wahrheit
das warme Jntereſſe aus, das Herr v. Stephan ſtets für
die mittleren und unteren Beamten zu haben erklärte! Es
wird die höchſte Zeit, daß mit dem Gratifikationsunweſen
endgiltig gebrochen wird! Wenn die Beamten ein aus
kömmliches Gehalt haben, brauchen ſie überhaupt keine Ge-
ſchenke. Wie dieſe Gunſtgaben verteilt worden ſind erſieht
man in erſchreckender Weiſe an den vorſtehenden Ziffern!

Poſtaliſche Neuerungen. Jm Reichspoſtamt wird
jetzt eine Einrichtung erörtert, die ſich in den Vereinigten
Staaten bewährt hat, und deren Uedertragung auf deutſche
Verhältniſſe in Ausſicht genommen wird. Es ſollen nämlich
zunächſt in Berlin allererſte große Geſchäfte und Be
hörden eigene, im Jnnern des Hauſes angebrachte Brief-
käſten erhalten, die von ihren Angeſtellten genau ſo geleert
werden, wie die öffentlichen Briefkäſten von den Poſtbeamten.
Es würde dieſe Einrichtung ein Entgegenkommen und auch
eine Erleichterung für den poſtaliſchen Verkehr bedeuten, die
gewiß von den betreffenden Kreiſen dankbar anerkannt wer-
den. Das Zentralhotel in Berlin hat übrigens einen eigenen
Briefkaſten Eine andere poſtaliſche Neuerung bezieht ſich
auf eine Aenderung im Sonntagsſchalterdienſt. Es
ſollen die Poſtſchalter Sonntags nachmittags von 5-—6 Uhr
nicht mehr geöffnet werden, dagegen außer der Stunde von
8--9 Uhr vormittags noch eine Dienſtſtunde von 12--1 Uhr
mittags abgehalten werden. Auf die Offenhaltung der
Schalter für den Rohrpoſt- und Telegraphendienſt hat die
beabſichtigte Aenderung keinen Einfluß. Ob eine Beſchrän-
kung der Annahme und Beſtellung von Paketen an Sonn-
tagen ſtattfinden ſoll, unterliegt noch der Erwägung.
Jm Ueberſchwemmungsgebiet geben ſich die ſo
ſchwer Heimgeſuchten übermäßigen Hoffnungen infolge des
kaiſerlichen Beſuches hin. Es iſt das eine große Thorheit.
Weder von der Krone, noch von der Regierung iſt etwas zu
hoffen. Wenn die etwas hätten thun wollen, ſo hätten ſie
län ſt Gelegenheit dazu gehabt

Schröder wird nicht begnadigt! Die Zuchthaus-
verwaltung in Werden hatte ein Begnadigungsgeſuch für
Ludwig Sckröder, natürlich ohne deſſen Zuthun, eingereicht.
Dasſelbe iſt jetzt abſchlägig beſchieden worden. Dem Ver-
nehmen nach war der Staatsanwalt Mantell in Eſſen im
Sinne einer Ablehnung des Geſuches vorſtellig geworden.
Dagegen ſind mehrere ſchwere Verbrecher, die zur Verbüßung
ihrer Strafe im Zuchthauſe zu Werden untergebracht ſind,
begnadigt worden. Nun, Schröder wird den Reſt ſeiner
Strafe auch noch ertragen können. Es wäre wirklich ſchade,
wenn neben den Schönheiten der Rechtspflege nicht auch noch
die Schöaheiten der Begnadigungspraxis im Fall Schröder
zu Tage träten.

Beim Bankett, welches die Stadt Budapeſt zu Ehren
der deutſchen Preßvertreter gab und welches die geſamte
ungariſche Preſſe aller Parteiſchattierungen vereinigte, machte
insbeſondere der Schlußpaſſus der launig und geiſtvoll be
gonnenen Rede des hervorragend regierungsfreundlichen Ab-
geordneten und Chefredakteurs des Peſter Lloyd, Dr. Max
r großen Eindruck. Der Paſſus, mit welchem ſich der

edner an die deutſchen Preßvertreter wandte, lautet:

Es fehlt bei uns und überall in Europa nicht an einer An
za o und Feinde der Preßfreiheit, die einander

en,mmer die Hände re wenn ſie die Wöglichkeit ſehen, dieſer
Freiheit etwas am Zeuge zu flicken. (Zuſtimmung.) Dieſen
unterirdiſchen Wühlern gegenüber müſſen wir das Gefühl der
Solidarität bekunden und uns zu gemeinſamer Verteid gar
egen den ar ind zuſammenſchließen. (StürmiſcherVefau) ögen auch die Intereſſen Deutſchlands von denen

Ungarns öfter abweichen, verteidigen Sie immerhin die deutſchen
ntereſſen, wie wir die ungariſchen, und jeder von uns wirdper flicht gethan haben. Aber wo es ſich um das große ge

meinſame Jntereſſe der Freiheit der Preſſe handelt, da beherzigen
Sie einen alten Spruch: Wenn man einem Volke alle Freiheiten
nimmt und ihm nur die Preßfreiheit beläßt, ſo werden nach und
nach alle anderen Freiheiten wieder zurückerobert werden. Wenn
man dieſes Bollwerk aller Freiheiten, die Preßfreiheit, angreifen
will, dann laſſen Sie uns zuſammenſtehen. Jch erhebe mein
Glas auf die Solidarität der deutſchen und der un-

ariſchen Preſſe in der Verteidigung der Freiheitßer Preſſe gegen jeden Angriff, er komme von weicher

Seite er wolle. tChronik der Majeſtätsbeleidigungsprozeſſe. Unter
der Anklage der Majeſtätsbeleidigung ſtand am 21 d. Mits.
der 18 jährige Knecht Hermann Baſt aus Jungferndorf vor
der Strafkammer in Königsberg i. Pr. Jm Laufe einer
Wirtshausdebatte ſoll der Angeklagte eine unehrerbietige
Aeußerung in Verbindung mit dem Namen des Kaiſer ge-
than haben. Vor Gericht war der Angeklagte vollauf ge.
ſtändig und beteuerte, daß ihm die Aeußerung gewiſſer
maßen wider ſeinen Willen entfahren ſei. Mit Rückſicht auf
dieſes Geſtändnis beantragte der Staatsanwalt nur eine Ge-
fängnisſtrafe von 14 Tagen (2 und der Gerichtshof er-
kinnte nach kurzer Beratung dem Antrage des Staatsan-
walis entſprechend.

Ein gegen Genoſſen Georg Wagner in Berlin ein-
geleitetes Strafverfayren wegen Majeſtätsbeleidigung iſt ein-
geſtellt worden.

Ausland.
Oeftreich. Heute vormittag fand zwiſchen dem Miniſter-

präſidenten Graf Badeni und dem deutſch- nationalen Abg.
Wolf ein Piſtolenduell ſtatt, wobei Badeni eine ſchwere
Verletzung am rechten Arme erhielt. Die Forderung ging
von Badeni aus, der ſich beleidigt fühlte durch einen
Zwiſchenruf Wolfs, der ihm in der vorgeſtrigen Sitzung des
Abgeordnetenhauſes bei der Erörterung der Fraſe über die
als Diener verkleideten Poliziſten zurief: „Polniſche Schurke
rei!“ Das Duell fand im Reitlehr-Jnſtitut ſtatt. Badeni
hatte geſtern vom Kaiſer die Erlaubnis eingeholt. Es war
dreimaliger Kugelwechſel mit Vortritt von nur 15 und 10
und 5 Schritten vereinbart. Die Kugel drang Badeni bei
dem Handgelenk ein und blieb in der Achſelhöh'e ſtecken.
Die Aerzte nahmen die Kugel heraus und erklärten die
Wunde für ſchwer, aber nicht für lebensgefährlich; ſie hoffen
einen günſtigen Verlauf der Heilung. Bisher iſt kein Fieber
eingetreten. Badeni hat dem Kaiſer nach Ofen von dem
bevorſtehenden Duell telegraphiſch Mitteilung gemacht und
ſeine Demiſſion überreicht, die aber der Kaiſer nicht an-
nahm. Die Neue Fr. Preſſe verurteilt das Duell aufs
ſchärfſte und hält es für undenkbar, daß es ohne politiſche
Konſequenzen bleibe. Das Beiſpiel eines Miniſterpräſiden-
ten, der ſich eines Verbrechens ſchuldig mache, wenngleich
aus achtungswerten (7) Motiven, ſei tauſendmal ſchädlicher
und ſtaatsgefährlicher als alles andere. Wir meinen, die
Schießerei unter Miniſtern, Fürſten und anderen Blaublüti-
gen ließe ſich immer noch am eheſten vertragen

Rußlaund. Anfänge einer Arbeiterpreſſe. Zu
den Arbeiterblättern, welche in Rußland geheim verbreitet
wurden, ſind in der letzten Zeit zwei neue in Rußland ſelbſt
hergeſtellte und zwei nicht litho- oder hektographierte, ſon-
dern gedruckte hinzugekommen, die Arbeiterzeitung (Ra-
botſchaja Gaſeta) in ruſſiſcher und die Arbeiterſtimme in jü-
diſcher Sprache. Die erſte Nummer hat das Format un-
gefähr der Gleichheit (des Ocgans der deutſchen ſozialdemo-
kratiſchen Frauen) und iſt in der „Buchdruckerei des ruſſi-
ſchen Sozialdemokraten“ hergeſtellt. Die erſte Nummer der
Arbeiterſtimme, des Organs „einer Gruppe jüdiſcher Sozial-
demokraten in Rußland“ (der Herſtellungsort dieſes Blattes,
wie auch des ruſſiſchen iſt unbekannt) iſt in dem Formate
eines kleineren zweiſeitigen Tageblattes erſchienen. Es iſt
geplant, dieſes letztere Blatt zweimal im Monat erſcheinen
zu laſſen.

Unter unbeſchreiblich ſchwierigen Verhältniſſen muß die
Herſtellung und Verbreitung der Blätter vor ſich gehen.
Als Aufänge wenn auch notgedrungen beſcheidene
einer ruſſiſchen Arbeiterpreſſe verdienen ſie unſere lebhafteſte
Anerkennung. Das Bedürfnis nach Jnformation und Auf-
klärung über wirtſchaftliche und politiſche Fragen iſt bei den
vorgeſchrittenen Arbeitern Rußlands ſo groß, daß ſicherlich,
wie ſchwer die Opfer, welche die Aufrechterhaltung einer ge-
heimen Arbeiterpreſſe verlangen wird, auch ſein mögen, unſere
ruſſiſchen Genoſſen ſie ohne Zaudern bringen werden.

mDie ausgeſchloſſenen Leipziger Buchdrucker

contra Berbandsvorſtand.
Am Freitag wurde vor dem Berliner Landgericht in der

Angelegenheit des Ausſchluſſes von Gaſch und Genoſſen aus dem
Verband der deutſchen Buchdrucker verhandelt. Der Vertreter der
Kläger, Rechtsanwalt Dr. Herzfeld, hät den vom Verbands
vorſtand vollzogenen Ausſchluß der Kläger aus dem Verbande
formell und materiell für ungültig. Ausdrücklich ſeien im Statut
die Jnſtanzen betr. Ausſchluß vorgeſehen, dieſe ſeien aber dabei
vicht innegehalten worden, da der Verbandevorſtand ſelbſt die Aus
ſchlüſſe verfügte, während dazu laut Statut nur die Gauvorſtände
auf Antrag der betr. Mitgliedſchaft befugt ſeien. Wie großen
Wert die Mitglieder des Verbandes auf dieſes Recht legen, beweiſe
die Thatfache, daß auf der Stuttgarter Generalverſammlung des
Verbandes im Jahre 1892 vom Verbandsvorſtande die Streichung
dieſer Beſtimmung beantragt wurde, während jedoch die General
verſammlung den Antrag ablehnte und ſomit den Mitgliedſchaften
das Ausſchlußrecht wahrte. Der beklagte Vorſtand wende ein, daß
in Leipzig keine Mitgliedſchaft und kein Gauvorſtand beſtehe, der
die Au- ſchlüſſe vollziehen kann. Indeſſen ſei Thatſache, daß die
We vom Verbandsvorſtand ernannten Bevollmächtigten genau die

häti keit eines Gauvorſtandes ausüben. Thatſächlich erfolge die
Aufnahme und Abmeldung von Mitgliedern in Leipzig ſelbſt und
nicht vom Verbandsvorſtand in Berlin. Es habe ſich alſo nur der
Name geändert und die Art der Berufung pet Verbandsver
trauensmänner. Ebenſo beſtehe auch thatſächlich eine Mitgliedſchaft
in Leipzig, es ſei hierbei gleichgiltig, ob in korporativer Form.
Das Statut ſpreche er Mitgliedſchaften. Es ſei ein

rundirrtum der gegneriſchen Deduktion, daß erſt dann eine Mit-G
gie chaft gegeben ſei, wenn die Mitglieder eines Ortes einenLeipzig der Zuſammenſchluß zu einem Gau.erein bilden, alſo in
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Pan Wie a äns t cRecht zu Au en zuſprechen, weil für den vorlikeine 8 immungen vorgeſehen ſeien. Jn Wirklichte gen Se

enaue Beſtimmungen über den ſchluß im Statut enthalten.
moleteller Oinſht ſei feſtzuſtelcn, daß das Zirinlar der

läger, das die Gründung eines Agitalionsfonde gegen die
Schäden der Tarifgemeinſchaft anregte, ſchon vor der halleſchen
Generalverſammlung erſchienen ſei, ſomit zu einer Zeit, als die
Tariſgepeinſcaſt noch nicht exiſtierte. Ebenſowenig hätten ſich
die Kläger durch die Gründung der Buchdrucker Wacht einer
Schädigung des Verbandes ſchuldig gemacht, da in einem ſolch
demokratiſchen Vereine derartige Agitation jedem Mitgliede gewahrt
ein müſſe. Die Beklagten beziehen ſich zu ihren Gunſten auch auf
ie ſtattgefundene Urabſtimmung über die Oppoſition im Ver

bande. Das ſei aber hinfällig, weil die Ausſchlüſſe ein Jahr
zurückkiegen,

Der Anwalt des beklagten Vorſtandes, Wreſchner, erörtert
die Notwendigkeit, dem Verbandsvorſtande den Ausſchluß von
Mitgliedern zu ermöglichen. In Leipzig könnten dieſe Ausſchlüſſe
nach dem Statut nicht vorgenommen werden. Jn Leipzig ſeienlediglich Einzelmitglieder und Bevollmächtigte, keine Wugliedſchaſt

und kein Gauvorſtand. Der eigentliche Grund des Ausſchluſſes
der Kläger ſei die Art und Weiſe ihres Kampfes geweſen, die
verbandsſchädizend war. Auch das Organ derjenigen Partei, derdie Kläger ſelbſt angehören, der Vorwärts, verurteile beren Kampfes

weiſe und mahne zum Frieden.
Das Gericht wird ſeinen Beſchluß am 1. Oktober nachmittags

1 Uhr bekannt geben.

ich dem Verbandsvorſtande das

Folizeikliches und Gerichtliches.
s Die „Verſammlung“ iſt aufgelöſt! Saßen da am

Montag abend im Gambrinus zu Markranſtädt die ärbeiter der
von Paul Raue mit ihren Frauen, im ganzen ein

nappes Dutzend Perſonen, zuſammen, um ſich wegen der in der
enannten Fabrik ausgebrochenen Lohndifferenzen zu beſprechen.
ie Unterhaltung war kaum in Gang gekommen, als plötzlich der

Polizeiwachtmeiſter auf der Bildfläche erſchien und die „Verſamm-
lung“ für aufgelöſt erklärte, weil fie nicht angemeldet ſei. Er kon-
r auch ein Mitgliedsbuch vom Unterſtützungsverein der

abakarbeiter und einen Brief vom Ausſchuß des Unterſtützungs
vereins. Selbſtverſtändlich wird gegen den Polizeiwachtmeiſter
Beſchwerde geführt werden.

s Die Amtehauptmannſchaft in Glauchau hatte eine Verſamm
lung, wo Reichstags Abgeordneter Franz Hof mann aus Chemnitz
über die politiſche Lage ſprechen ſollte, hauptſächlich unter Be
rufung auf deſſen Vorſtrafen verboten. Die vom Einberufer der
Verſammlung erhobene Beſchwerde iſt jetzt von der Kreishaupt-
mannſchaft in Zwickau als beachtlich befunden worden das
von der Amtshauptmannſchaft auf Grund des 8 5 des Geſetzes
erlaſſene Verbot deckte ſich nicht völlig mit den Vorausſetzungen
dieſes Paragraphen. Derſelbe lautet: „Verſammlungen, deren
Zweck es iſt, Geſetzesübertretungen oder unſittliche Handlungen zu
begehen, dazu aufzufordern dder doch dazu geneigt zu machen,
ſind verboten.“
S Jn Aſchersleben wurde vorigen Sonntag eine öffent-

liche Verſammlung von dem überwachenden Beamten auf-
gelöſt, weil ſeinem Begehren, die Frauen zu entfernen, natür-
lich nicht entſprochen worden war. Gegen die Auflöſung wird
Beſchwerde geführt. Jn Aſchersleben iſt es den Frauen überhaupt
nicht geſtattet, an von Vertrauensleuten einberufenen Derſemi
lungen teilzunehmen dieſelben werden als erweiterte Verſamm-
lungen des Wahlvereins angeſehen.

rrrrrrDS
Warteinachrichten.

Jn Magdeburg wird nächſten Mittwoch eine Parteiver
r ſtattfinden, in welcher auch der Kandidat für die nächſte

eichstagswahl aufgeſtellt werden ſoll. Wahrſcheinlich wird Ge
da der bisherige Abgeordnete auf ſeine Wiederaufſtellung

erzichten.
Preußiſche Landtagswahlen. Für Aufhebung des

Kölner Beſchluſſes erklärten ſich die Parteiverſammlungen in
Hildesheim und Duisburg.

Arbeiterbewegung.

Zeitz. Hier iſt ſeitens der Filiale des Holzarbeiter
Verbandes die Sperre über die Holbildhauerei von H. Lie-
big wegen Maßregelung eines Drechslers verhängt. Alle
Drechsler mögen ſich hiernach richten.

Die Handſchuhmacher in Halberſtadt haben ihren Ausſtand
mit Erfolg beendet.

Auf dem Kaſernenban Friedrichſtadt in Magdeburg
legten 20 Maurer die Arbeit nieder, da die an ſie geſtellten Un
gerungen zu hohe und Mängel in ſanitärer Hinſicht vorhanden
nd.
Der Handſchuhmacher-Streik in Brandenburg will nach

11wöchentlicher Dauer noch immer nicht zum Abſchluß gelangen.
Die Fabrikanten beharren auf ihrem Standpunkt unbedingte
Unterwerfung der Arbeiter.

Wegen Lohndifferenzen in der Handſchuh- Fabrik von
E. Hopp in Friedrichshagen (Berlin) kündigten ſämtüche Hand-
chuhmacher, zirka 60 Mann, am 21. September ihr Arbeitsver-
ältnis. Einigungsverſuche ſind bis jetzt reſultatlos verlaufen.
Jn Gräfenroda ſind die Arbeiter der Kehlleiſten-Fabrik von

Otto Meſſing wegen Maßregelung eines Arbeiters in den Aus-
ſtand getreten.

Husland.

England. Den Maſchinenbauern wurden vom Vorſtand
e ſenentlchen Metallarbeiter- Verbandes vorläufig 5000 Mk. über
wieſen.

Die Londoner Kellner-Vereinigung, die auch durch
einen Delegierten auf dem TradesUnions- Kongreß vertreten war,
hat ein Marifeſt erlaſſen, in welchem ſie ihre Ziele kundgiebt. Sie
trebt eine Maximalarbeitszeit von 12 Stunden pro Tag an bei
e einem freien Tag pro Woche. Der Lohn ſoll 30 Sulling be-

tragen Ueberzeitarbeit iſt beſonders zu entlohnen und zwar vor
Mitternacht mit 9 Pence (75 Pfg.), nach Mitternacht mit 1 Schil
ling die Stunde.

Iokales und Provinzielles.
Halle a. S., 27. September 1897.

Achtung, Maurer Maurermeiſter Reichhard ſucht
für ſeinen Bau nach Ammendorf Maurer für 30 bis 35
Pfennige pro Stunde! Laßt euch nicht verlocken! Haltet
am halleſchen Lohn feſt: 40 Pf. pro Stunde. Polier
Preußer aus Kröllwitz, der beim Streik 1889 mit die erſte
Rolle ſpielte, macht heute bei Reichhard den Lohndrücker!
Macht nicht zu nichte, was wir mit ſo ſchweren Opfern er-
reicht haben.

Für Berglente. Verſchiedene Blätter berichten wieder
einmal das Lügenmärchen, es ſeien 1200 M. aus der Ver-
bandskaſſe des Deutſchen Berg und Hüttenarbeiterverbandes
verſchwunden. Die Rh.Weſtf. Arb. Ztg. in Dortmund iſt er
mächtigt zu der Erklärung, daß dieſe Behauptung un wahr
iſt. Das ganze weitſchweifige Geſchreibſel der gegneriſchen

hat zur Unterlage, daß ein Schuldſchein über 1200
ark des früheren Kaſſierers Meyer lange nach ſeiner Jn-

haftierung durch den jetzigen Verbandsleiter in einem Buch
zufällig gefunden wurde. Der jetzige Vorſitzende des Ver
bandes wandte ſich um Aufklärung an Meyer und erhielt
die auch von anderer glaubwürdiger Seite beſtätigte Antwort,

daß der Schuldſchein nur für zwei Tage Giltigkeit gehabt
habe, indem Meyer das mit Genehmigung der Vorſtands
mitglieder erhaltene Darlehen nach zwei Tagen zurückgezahlt
hat. Rechtlich iſt der Vorgang unantaſtbar und auch vom
moraliſchen Standpunkt können vernünftige Einwendungen
nicht gemacht werden. Meyer befand ſich zu der Zeit in
Zahlungsverlegenheiten; der Verband lieh ſeinem bewährten
Kaſſierer 1200 M., die M., der übrigens zu der Zeit noch
er beſaß, nach zwei Tagen prompt zurückgezahlt
hat. Da der Schuldſchein nicht vernichtet wurde, kann
aus eine Nachläſſigkeit angeſehen werden ob die jetzigenLeiter nicht übereilt gehandelt haben, als ſie ſich in Srifen

an M. wandten, mag hier unerörtert bleiben. Jedenfalls
ſteht Meyer rein da. Es wird in der gegneriſchen Preſſe
auch behauptet, daß ein Häuptling des Verbandes ſich un-
ſittlich an einer Botenfrau vergangen haben ſollte. Der
Verleger der Bergarbeiter-Zeitung, Joſ. Brangenberg erklärt
jetzt, daß er damit gemeint ſei, und daß er die Verleumder
vor Gericht ziehen werde. Angeſichts dieſer beſtimmten Er
klärung verbietet ſich jetzt eine weitere Erörterung.

„Unſer“ Halleuſer Geh. Juſtizrat Löning
referierte in Köln auf der Generalverſammlung des Vereins
für —ozialpolitik über die Handhabung des Vereins und
Koalitionsrechts der Arbeiter in Deutſchland. Redner hob
die Notwendigkeit der Vereins und Koalitionsfreiheit für
die Arbeiter hervor. Ob eine ſolche für Eiſenbahn-
bedienſtete zuzulaſſen ſei, laſſe er dahingeſtellt.
Redner ſpricht ſich gegen die Beteiligung von Fragen
und Minderjährigen an politiſchen Vereinen
nnd Verſammlungen aus. Geheimer Rat v. Roiten-
burg tritt für die Trades Untons ein und erklärt ſich gegen
die Wiedereinführung des Zunftweſens. Das Koalitions-
recht müſſe freigegeben werden, wie es das Bewußtſein
des Volkes verlange.

Reſerviſta. Jn dieſen Tagen erfolgt die Entlaſſung
der Reſerviſten. Soweit dieſelben in Fabriken und
Werkſtätten, hinterm Ladentiſch und auf dem Lande Be-
ſchäſtigung ſinden, wollen ſich unſere Genoſſen derſelben liebe

voll annehmen und ſie zum Eintritt in die Organiſationen
und zum Abonnement auf das Volksblatt auffordern. Man
gehe dabei ruhig und zielbewußt zu Werke. Der Erfolg
wird nicht ausbleiben.

Ha, weiche Luſt Soldat zu ſein! Die dies-
jährigen Manöver des 4. Armeekorps muteten den Soldaten
Strapazen zu, wie ſie ein wirklicher Krieg kaum mit ſich
bringt. So 50 Kilometer Marſchleiſtung täglich, während
in den Feldzügen 1870/71 nur 45 den Durchſchnitt bildeten.

Zeugengelder. Nach einer freilich nur erſtinſtanz-
lichen Entſcheidung hat jeder Zeuge, auch der einfachſte Ar-
beiter, für den Weg zum Gerichtsorte Anſpruch auf Fahrt-
entſchädigung 3. Klaſſe, gleichviel ob er dieſe oder
eine andere Klaſſe benutzt, oder gar zu Fuß geht und die
Erſparnis anderweit verwendet.

Peißznitzbrücke. Die Pläne für die feſte, von der Ziegel-
wieſe über die Saale nach der Peißnitz zu erbauende Brücke liegen
beim Magiſtrat aus. Einwendungen ſind beim Bezirksausſchuß
in Merſeburg bis zum 20. Oktober anzubringen.

Erſchoſſen hat ſich vergangene Nacht auf der Bürgerwieſe
der 17jährige Konditor Guſtav Schmohl, gebürtig aus Schiep-
ig. Von Vorübergehenden wurde heute früh die Leiche aufgene Uhr und Portemonnaie waren bei dem Toten nicht zu

e Ueber den Beweggrund zur That verlautet nichts Be
ſtimmtes.

Verſchönerung. Der hübſche Triangelplatz vor dem Wal
hallatheater ſoll durch eire Volkslüche verunſtaltet wer
den. Iſt denn Halle ſo reich an Schmuckplätzchen, daß man das
was auf ſterilem Boden mit vieler Mühe geſchaffen iſt, wieder
ver ichten darf

Die Wandergewerbeſcheine ſind bis zum 1. Oktober zu
erneuern

Jn die hieſige Klinik wurden aufgenommen: die
Modiſtin Seima Bodenſtein aus Halberſtadt (große Brand-
wunden an den Armen, der Bruſt und im Geſicht beim Kochen
mit Spiritus) der Arbeiter Fr. Köhler (Unterſchenkelbruch
b im Verſuch, ein Pferd zu beſteigen) der Fuhrmann Ed. Opel
aus Schleiz (Bruch des linken, Quetſchung des rechten Unter-
ſchenkels während der Fahrt) der 5jährige Otto Richter aus
Sangerhauſen (rechter Oberſchenkelbruch beim Sturz von der
Treppe) die Kjähr. Tochter Margarete des Tiſchlers Schmidt
(Oberacmbruch) der Koppelknecht M. Weineck aus Köthen
g Zertrümmerung der Knieſcheibe durch unruhige
Pferde).

Aus dem Bureau des Stadt- Theaters. Morgen Diens-
tag geht das Gutzkow'ſche Trauerſpiel „Uriel Acoſta“ in Szene.
Zu dieſer Vorſtellung werden Schülerbille s zu ermäßigten Preiſen
(Parkett à 1 M., Parterre à 0.75 M.) an der Abendkaſſe aus.
gegeben worauf ganz beſonders hingewieſen ſei Das weitereRKipertoir für dieſe Woche geſtaltet ſich im Entwurf folgender-

maßen: Am Mittwoch „Stradella“ und „Kavalleria Ruſticana“,
Donnerstag „Schmetterlingsſchlocht“, Freitag „Waldmeiſter“ und
Sonnabend „Zar und Zimmermann. Dieſe ſämmtlichen Vor-
ſtellungen finden im Abonnement ſtatt.

Zeitz. We oft iſt nicht ſchon von Gegnern behauptet worden,
daß die alten Arbeiter den VLockungen der Sozialdemokratie nicht
nachgeben, ſondern daß ſie vorziehen, in ihrer alten Arbeitsſtätte
zu verbleiben, weil ſie dabei „immer am beſten fah en“. Nun,
den Lockangen der Sozialdemokratie folgen die alten Arbeiter
nich', weil di ſe ſolche ni mals erläßt; aber wenn es den Alten
doch einmal zu bunt wird, und wenn ſie ſehen, daß man von
ihnen immer mehr Arbeit verlangt, den Lohn aber nicht der Lei-
ſtung entſprechend zahtt: dann wird es auch bei ihnen einmal
klar, daß es niem als eine Harmonie zwiſchen Kapital und Ar-
beit giebt Das trifft jetzt ſo recht in der Holzwarenfabrik von
E. A. Nälther zu. ort ſollten die Kordmacher neue Arbeiten
anfertigen, der Lohn aber, den ſie dafür verlangten, um einiger-
maßen dabei beſtehen zu können, wurde ihnen verweigert. Da-
rauf kündizten vor 14 Tagen mehrere Korbmacher, darunter
Leute, die ſchon bis zu 12 Jahren in dieſer Fabrik gearbeitet
haben, und ſogar Arbeiter, die oftmals die Muſter anfertigen
mußten, alſo doch ſchon die beſten Arbeiter mit ſein mußten.
Am letzten Freitag hörten auch 5 Mann auf, trotzdem verſucht
worden war, dieſelben zu halten. Aber nicht genug damit, am
letzten Freitag kündigten noch weitere dort ſeit Jahren beſchaftigte
h Koromacher, unter ihnen einer, der bereits 17 Jahre da-
elbſt arbeiſete, und der doch in drei Jahren die vielgeprieſene

Prämie erhalten hätte. Alſo auch dieſe Prämie hat den Mann
nicht halten können, ein Beweis, daß es dem Arbeiter viel lieber
iſt, mehr Lohn bei ſeiner Arbeit zu erhalten, als einmal auf
Prämien angewieſen zu ſein. Den Arbeitern iſt vorgehalten
worden, daß ſie ſich jetzt von den Löhnen, die in Bernburg c.
bei den ſogen. Kuzelkörben verdient werden, verlocken laſſen,
ſie haben jedoch darauf erwidert, daß ſie viel lieber bei ihrer Fa
milie blieben, als in der Fremde zu arbeiten, und ein zerriſſenes
Familienleben zu führen, daß ſie ſich das auch nicht alles bieten
laſſen könnten. Und unter den Arbeitern, die aufgehört haben,
und unter denen die kündigten, ſind ſolche, die niemals der So-
zialdemokratie angehört haben, noch heute angehören. Das wiſſen
auch alle diejenigen, welche in jener Fabrik arbeiten und die ihr

vorſtehen. Erwähnt mag noch werden, daß jetzt in jeder Fabrik
verſucht wird, Mädchen in der Korbmacherei anzulernen, jeden

dient das nicht dazu, be krre Arbeitslöhne zahlen zu wollen.
ielleicht iſt aber gerade dieſer Vorgang, der gegenwärtig 3

lebhaft in Zeitzer Arbeiterkreiſen debattiert wird, geeignet, den Ar
beitern die Augen zu öffnen und ihnen zu zeigen daß es nur
Beſſerung Pern kann, wenn ſie die Arbeiter ſich
und durch Vereinigungen Poſitionen erringen, die ihnen einen
ſtimmten Lohn und beſtimmte Arbeitsbedingungen garantieren.
Lernt ihr ſeid gewarnt!
Merſeburg. Der Bäckergeſelle Louis Oe. aus Halle hatte bei

einem hieſigen Meiſter in Arbeit geſtanden, ſich aber im Polizei
bureau nicht Gegen die über ihn verhängte Geld-

afe von 2 Mk. hatte er richterliche Entſcheidung beantragt.
om Schöffengericht wurde die Strafe beſtätigt. Oe. hat außer

dem die Koſten des Verfahrens zu bezahlen.
Alsleben. Schwere Geburts wehen hatte dieſer Tage

das hieſige Weltblatt ehe es erſcheinen konnte. Der
Druckereibeſitzer, der zugleich Verleger und Redakteur iſt, hat die
löbliche Gepflogenheit, mit Lehrlingen zu arbeiten. Das iſt billig
nd macht ihm als wütigen Sozialiſtenfeinde alle Ehre. Nun

el aber die Lehrlinge eine Dummheit begangen, indem ſie das
enkmal beſchädigt hatten ſie waren deshalb verhaftet worden.

Jetzt konnte unſer Weltblatt nicht erſcheinen Alsleben war in Ge
fahr! Da gelang es den Bitten des Druckereibeſitzers, das Herz
S I hters zu erweichen, ſo daß er die kleinen Miſſethäter wieder
reigab.
Kloſtermansfeld. Die Süßigkeiten des Lebens eines

Bergmanns der Mansfelder Gewerkſchaft ſind ſo groß, daß es die
Bergleute gar nicht mehr aushalten können und in Scharen dem
Leuſchnerparadieſe den Rücken kehren. Schon den ganzen Som-
mer über ſind Hunderte von Bergmannsfamilten mit Sack und
Pack nach Weſtfalen ausgewandert, und noch reißt der Faden nicht
ab. Faſt täglich kommen hier neue Bergmannsfamilien durch, die
nach Weſtfalen gehen. Ein bürgerliches Blatt bemerkt naiv: „Ob
die Leute das nicht einmal bereuen werden Ebenſogut könnte
die Frage aufgeworfen werden, ob es einer Seele nicht leid thut,
daß ſie aus dem Fegefeuer erlöſt wird. Das Leuſchnerſche Regi-
ment hat zwar vermocht, alle geiſtigen Beſtrebungen niederzu
drücken; aber den Geiſt völlig zu töten, iſt ihm nicht gelungen.
Das langverhaltene Sehnen nach größerer Freiheit macht ſich jetzt
in der Auswanderung Luft. Die Hoffnung, daß die, welche aus
dem Vorgange ekwas lernen könnten auch etwas lernen wer-
den, iſt allerdings vergeblich. Das Schickſal geht ſeinen Gang.
Heiligenſtadt. Der Zweck heiligt die Mittel. Ein
intereſſanter Fall hat ſich hier vor eiwa 14 Tagen abgeſpielt. Die
Multer des Redakteurs der Eichsfeldia, des Herrn Künemund,
war Proteſtantin und iſt katholiſch geworden. Das wäre nun
an ſich gerade kein ſeltener Fall, denn Glaubenswechſel kommt ja
gar nicht ſo ſelten „in den feinſten Familien“ vor. Doch hier
handelt es ſich um einen beſonderen Fall: Die Bekehrte war
eine 76jährige Perſon, welche auf dem Sterbebette lag.
Obwohl die Verſtorbene einen katholiſchen Gatten hatte und ihre
Kinder katholiſch erziehen ließ, war ſie bis kurz vor ihrem Hin-
ſcheiden Proteſtantin geblieben. Ueber dieſen Glaubenswechſel
herrſcht unter den hieſigen Proteſtanten große Aufregung, da man
denſelben der Bekehrungswut des eigenen Sohnes
und der eines katholiſchen Geiſtlichen zuſchreibt.
Es iſt deshalb auch ſchon ein Federkrieg aus gebrochen. Uns kann
die ganze Angelegenheit ziemlich gleichgiltig ſein, beweiſt ſie z
nur aufs neue den armſelig niedrigen Standpunkt, den kirchli
geſinnte Kreiſe den Fragen der Gegenwart gegenüber einnehmen.

Eisleben. Die Strafkammer verurteilte wegen Sittlichkeits
verbrechen den Bergjurgen St. in Helbra zu 9 Monaten Gefäng-
nis, den früheren Zimmermann F. K. in Molmeck zu 1 Jahr
Gefängnis.

Torgau. Der wegen Mordverdachts feſtzenommene junge
Gumlich befindet ſich wieder auf freiem Fuße, da die Angaben
des Knechts Marczek jeder Grundlage entbehren.

Naumburg. Kartoffelfeuer. Die Polizei verbietet das
Abbrennen von Quecken, Kartoffelkraut und ähnlichen Gegen
ſtänden auf Naumburger Feldflur. Mit welchem Rechte Aus
welchem Grunde? Neun Mark ſoll es koſten.

Kleine Chronik.
Arbeiter Riſiko. Jm Burgörner Revier bei Hettſtedt

ſtürzte der Fu Chr. Emmerich von einer 2 Meter hohen Fahrt
herab. Jn Hettſtedt fiel dem Zimmermann A. Brunne ein
umſtürzendes Dach auf die Bruſt und verletzte ihn lebensgefährlich.

Ein Schadenfeuer wird gemeldet von Weißenfels (drei
Diemen des Oekonomen Märe).

Verunglückt iſt in Schkölen der Dachdecker Mittelbach, in
dem er vier Stock hoch vom Neubau ſtürzte.
u Vermißt wird in Bretleben (Artern) die ſiebenjährige Emma

nger.

Barteikonferenz des Wahlkreiſes
Halberſtadt-Oſchersleben-Wernigerode.

Eine Parteikonferenz unſeres Wahlkreiſes tagte am Montag den
19. dſs. Mts., welche auch von den auswärtigen Genoſſen gut
beſchickt war. Nach einer gründlichen Ausſprache der Genoſſen
erklärte Genoſſe Dahlen, daß ſein Entſchluß, eine Kandidatur
zur Reichstagswahl nicht wieder anzunehmen, unerſchütterlich feſt
ſei. Daraufhin wurde eine Reſolution des Genoſſen Bartels
(Wernizerode) angenommen, die folgenden Wortliut hat:

„Die heutige Verſammlung bedauert den Entſchluß Dahlens,
nicht mehr kandidieren zu wollen, und erklärt, daß die von
einigen Halberſtädter Genoſſen vorgebrachten Gründe, welche
gegen die Kandidatur Dahlens ſprechen ſollten, in keiner Weiſe
das Vertrauen erſchüttern konnten, welches die Genoſſen des
Wahlkreiſes dem bisherigen Kandidaten entgegenbrachten.“
Aus der Verſammlunz yeraus wurde nun Genoſſe A. Bartels-

Wernigerode als neuer Kandidat vorgeſchlagen. Dieſer lehnte je
doch jede Kandidatur mit eingezender Begründung ab. Da außer-
dem niemand aus dem Wahlkreiſe ſelbſt für die Kandidatur in
Frage kam, ſo ſchritt die Verſammlung zur Wahl eines Komitees,
welches die nötigen vorbereitenden Shritte wegen einer Neu
kandidatur thun ſoll. Jn dieſes Komitee wurden gewählt: Bartels-
Wernigerode, Rietz-Oſterwieck, Götſch- Oſchersleben und Bartels
Halberſtadt. Eine zweite Reſolution beſagt, daß die Einberufung
eines zweiten Parteitages noch vorbehalten wird. Als Deilegierter
zum Hamburger Parteitag wurde Bartels-Wernigerode gewählt.

Darauf waurde, nachdem noch ein Hoch auf den bisherigen
Kandidaten, Genoſſen Dahlen, ausgebracht worden war, die
Konferenz geſchloſſen.

Gerichtsſaal.
I Strafkammer.

Halle, 25. September.
Keine Urkundenfälſchung. Der 46 jährige Steuererheber

Louis Frönicke aus Trotha, bisher unbeſtraf ſtand wegen
Urkundenfälſchung in amtlicher Eigenſchaft unter Anklage, weil er
zu Trotha in der Zeit von 1892 1897 als Beamter ihm anver
traute Urkunden, Waſſerſteuerliſten, in 18 Fällen gefälſcht haben
ſollte. Für 120 Mk. jährlich iſt ihm die Feſtſtellung des Wiſſer
verbrauchs nach dem Waſſermeſſer und die Einziehung der Waſſer
ſteuer übertragen worden. Ecdr ſoll in rechtswidriger Abſicht in
der Waſſerſteuerheberolle willküclich Veränderungen vorgenommen
haben, wonach Perſonen, die von der Steuerveranlagung?-Kom-
miſſion freigelaſſen waren, in den Stieuerſatz hineinkamen und
anderenteils Einkommen und Steuerſätze eigenmächtig erhöht wur
den. Der Angeklagte behauptete, er habe nicht ohne Wiſſen des
Gemeindevorſtehers Brömme Aenderungen vorgenommen und ſtets
nur mit Genehmigung gehandelt. Er ſei mit Arbeiten überlaſtet
geweſen und habe nicht, wie es ſich gehörte, ſchaffen können. Die
vorhandenen Steuerliſten ſeien keine ordnungsgemäßen Liſten,
ſondern nur „Geſchreibſel“ geweſen. Zur Veranlagungs-Kom-
miſſion gehören 9-10 Perſonen, jedoch ſeien meiſtens nur 3 Per
ſonen in den Sitzungen zugegen geweſen. Zu den Aenderungenhabe er ſich berechtigt und verpflichtet gefühlt. Gemeindevorſtehe



Brömme beſitreitet aber mit Entſchiedenheit, dem Angeklagten zu
den Aenderungen ſeine Fnng gegeben zu haben. Er nehme
aber an, daß ſich der Angeklagte bei den Aenderungen nichts ge
dacht und keine perſönlichen Vorteile beabſichtigt habe. Zu der
Verhandlung waren eine ganze Reihe Zeugen geladen. Der
Gerichtshof kam aber vach der Vernehmung von drei Zeugen zu
der Ueberzeuzung, daß der Angeklagte ſich nicht ſtrafgeſetzlich ver-
gangen bat und ſprach ihn, da weder die richte widrige Abſicht
noch der Vorſatz als vorliegend erachtet wurde, frei. Ob der
Angeklagte disziplinariſch belangt werden kann, iſt eine zweite
Frage.

Schöffengericht.
Halle, 25. September.

Noch ein Nachſpiel zum Mühlenboykott kam heute in der
am 7. September curr. vertagten Privatbeleidigungsklageſache des
Direktors Kaum ann von der Böllberger Mühle gegen den Re-
dakteur unſeres Volksblartes, Genoſſen Ad. Thiele, zur Verhand-
lung. Herr Kaumann fühlte ſich b. leidigt durch einen in Nr. 127
des Volksblaites vom 3. Juni erſchienenen Artikel, der unter der
Spitzwarke: Eine Boykotterinnerung“ veröffentlicht wor
den war. Jn jenem Artikel wurd an die Entlaſſung von vier
Arbeitern aus der Mühle während des Boykotts erinnert und
daran die Bemerkung geknüpft, daß Direktor Kaumann in einem
der ſich aus dem Boykott entſponnenen Prozeſſe beſchworer habe
daß die vier genannten Arbeiter nicht gemaßregelt, ſondern wegen
Mangel an Arbeit entlaſſen worden ſeien. Man hatte ſeinem Er
ſtaunen darüber Ausdruck gegeben, jedoch mit dem Bemerken, Herr
Kaumann habe dieſen Entlaſſungsgrund beſchwore und deshalb
müſſe es ſich ſchon ſo verhalten. Jn dem Artikel hieß es dann
weiter, daß Herr Kaumann dem Beſitzer eines Getreidegeſchäfts,
Herrn Schönbrodt in Niemberg, der ſich wegen des Entlaſſungs
grundes des Arbeiters Gericke aus der Mühle bei ihm befragt,
erklärt habe, Gericke ſei wegen politiſcher Geſchichten, Geldſamm-
lungen in der Fabrik u. ſ. w. entlaſſen. Gericke hatte ſich nämlich
in Niemberz in dem Schönbrodtſchen Getreidegeſchäft um Arbeit
beworben, es war ihm dieſe auch zugeſagt worden, er fand aber
ſchließlich keine Anſtellung, da ſich Herr Schönbrodt über Ge
ricke's früheres Arbeite verhältnis in Halle und Reußen erkundigt
hatte und aus letzterem Orte keine ihm paſſerde Auskunft bekom
men haben will. Jn dem inkiminierten Artikel wurde ferner ge-
ſagt, daß es auffällig erſcheine, wenn heute vier Arbeiter wegen
Mangel an Arbeit entlaſſen und morgen oder übermorgen an ihrer
Stelle andere Arbeiter eingeſtellt werden. Der Vertreter des Pri
vatklägers, Rechtsanwalt Glimm, erblickt in dem Artikel in Be
Ennng auf Kaumann den Vorwurf des Falſcheides. Genoſſe

hiele beſtreitet aber, daß in dem Artikel ein ſolcher Vorwurf ent-
halten ſei. Es ſei nicht geſagi. daß Herr Kaumann als Zeuge
unter dem Eide etwas Falſches bekundet, ſondern das Herr Kau-
mann nach der Angabe Gerickes den Schönbrodt über den Ent-
laſſungsgrund unrichtig benachrichtigt habe. Der Artikel habe nur
den Zweck gehabt. Proteſt einzulegen gegen Maßregelungen von
Arbeitern aus politiſchen Gründen und gegen die ſchändlichen
Verſuche des Unternehmertums, dem wegen ſeiner Ueberzeugung
auf die Straße geworfenen Arbeiter auch noch anderweit die Auf
findung einer Arbeitsgelegenheit unmöglich zu machen. An der
Richtigkeit der Mitteilungen Gerickes zu zweif ln habe keine Ver-
anlaſſung vorgelegen. Ein Irrtum könne nur inſofern vorhanden
ſein, daß nicht Kaumann ſondern Herr Hildebran dt über Gerickes
Arbeitsverhältnis in der Mühle an Herrn Schönbrodt berichtet

Kaumann habe den Entlaſſungsgrund gar nicht gewußt. That-
ſache ſei, daß die vier Arbeiter wegen Arbeitsmangel entlaſſen
worden find, ob ſelbige ſozialdemokratiſch organiſiert
waren, wiſſe er nicht, glaube es aber bis heute noch
nicht. Auf Befrogen, weshalb denn gerade jene vier Arbeiter
zur Entlaſſung ausgeſucht worden, erklärt Zeuge Hildebrandt,
dieſes habe ſeinen Grund darin gehabt, daß die vier Arbeiter
zu keiner Kolonne gehörten. Zeuge Arbeiter Gericke be
kundete aber, daß er ungefähr Jabr in der Mühle gearbeitet
habe und zwar ebenſo wie ein anderer der mit ihm entlaſſenen
vier Arbeiter von Anfang an in einer beſtimmten Kolonne
auf dem Weizenmehlboden. Direktor Hildebrandt, auf dieſen
Widerſpruch aufmerkſam gemacht, meint dann, das könne ſich
nicht mehr ſo genau feſtſtellen laſſen. re Schönbrodt
beſtätigt, daß er dem Gericke Einſtellung in die Arbeit verſprochen
hat. Auf Grund der Unwahrheiten, mit denen Gericke bei dem
Suchen nach einer Wohnung umgegangen ſei und nach erhaltener
ungünſtiger Auskunft über Gerickes Arbeitsverhältris in Reußen,
habe er den G. nicht in Arbeit genommen. Zu Gexicke oder zu
deſſen Frau habe er nicht geſagt, erfahren zu haben, Gericke ſei
von der Böllberger Mühle wegen politiſcher Geſchichten entlaſſen
worden, denn er habe ja gar nicht mit Direktor Kaumann über
Gericke geſprochen. Gericke bekundete aber. Schönbrodt habe
zu ſeiner (G.s) Frau gelegentlich deren Vorſtellung geſagt:
„Jhr Mann iſt aus der Wöllberger Mühle entlaſſen, aber
nicht ſelbſt gegangen.“ Schönbrodt beſtreitet, eine derartige Aeuße-
rung gethan zu haben, räumt aber ſchließlich, als ihm Frau
Gericke gegenüber geſtellt wurde, ein, daß er geſagt habe: „Jhr
Mann geht ſo ſehr mit Unwahrheit um, daß ich auch glaube, er
iſt aus der Böllberger Mühle fortgeſchickt worden Zu Frau

ericke, die wegen ihres Mannes vorſtellig wurde und eine Woh-
nung ſuchte, habe er, Schönbrodt, nur geſagt: „Jch habe keine
Zeit, gehen Sie zu Dornbuſch“ und nicht wie Frau Gericke be
haupte: „Gehen Sie zu Dornbufch, ob die Wohnung noch frei
iſt. Frau Gericke bleibt bei ihrer Behauptung und meint, wenn
Herr Schönbrodt ihren Mann nicht einſtellen wollte, ſo hätte er
ihr bei ihrer Anfrage nach der Wohnung doch einfach erklären
können, „ich nehme Jhren Mann nicht. Dann wäre ſie nicht
noch unnötigerweiſe zu Dorubuſch gelaufen, der ihr erſt erklären
mußte, „Schönbrodt w.ll Jhren Mann ja gar nicht“. Zeuge
Gericke beſtätigt dem Beklagten Genoſſen Thiele, daß er den Vor
gang, wie er im Volksblatt geſchildert iſt, mitgeteilt habe. Ob er
dabei, wie Beklagter behauptete, den Namen „Kaumann“ genannt
habe, wiſſe er nicht beſtimmt. Unrichtig ſei in dem Artikel, daß
Gericke mit Schönbrodt jenes Geſpräch geführt habe. Jedenfalls
habe Zeuge in der Uebereilung dem Redakteur die Sache falſch
dargeſtellt.

Der Vertreter des Privatklägers beantragte wegen der Schwere
des Vorwurfs eine Gefängnieſtrafe. Genoſſe Thiele entgegnet
darauf, daß er den Artikel ſo niedergeſchrieben, wie ihm von Gericke
berichtet worden ſei. Er habe auch die Ueberzeugung, daß die
Arbeiter in der Mühle gemaßregelt worden ſind und wenn auch
die Direktoren davon nichts wiſſen, ſo würden wohl die den Direk-
toren unterſtellten Beamten Ausfunft geben können. Der VBor-
wurf des Falſcheides oder Meineides könne aus dem Artikel nicht
herausgeleſen werden, ſondern nur die Andeutung, es ſollte in
der Privatmitteilung dasſelbe über Gerickes Entlaſſung geſagt
werden, wie unter dem Eide. Das Urteit lautete auf 3 Nonate

Gefängnis mit der Begründung, daß der Vorwurf des Meineides

der Zrpaträger ſeinen Arbeitern gegenüber einnimmt, ſei der
Vorwurf des Meineides um ſo ſchwerer. Dem Beleidigten ſteht
Puhlikationsbefugnis zu. Gegen ſdas Urteil wird Berufung ein
gelegt werden.

Aus dem Reiche.
Berlin. Reich an Ehren! Allen rechtmäßigen Jnhabern

der preußiſchen Kriegsdenkmünze von 1864 des preußiſchen Er
innerungskreuzes von 1866 und der Kriegsdenkmünze von 1870 71
ohne Rückſicht auf ihr Kombattanten- oder Nichtkombattanten-
Verhältnis verlieh der Kaiſer die zum Andenken an Kaiſer Wil
helm I. geſtiftete Medaille.

Glo au. Eine furchtbare Feuersbrunſt hat faſt die
anze Dorfgemeinde Pitſchen eingeäſchert. Vierzig Gebäude mit

und zahlreichem Vieh auf dem Dominium alleinverbrannten elf Pferde wurden ein Raub der Flammen,. Der 8
Schaden und die Not ſind ſehr groß.

Leipzig. Die in der Eiſter an der Plagwitzer Straße auf
gefundene Tote iſt als eine hieſige 29jährige Schuhmachersehefrau
recognosziert worden. Schwermut hat die Unglückliche in den Tod

etrieben.
Koblenz. Eiſenbahnunfall. Auf der Station Meh.em

entgleiſte Donnerstag abend 8 Uhr in einer Weiche die Maſchine
des Güterzuges 756. Niemand wurde verletzt.

Nürnberg. Der Kaſſierer Metzig vom hieſigen Bank und
Lotteriegeſchäft Ludwig Müller u. Ko. iſt nach Unte ſchlagung
einer Summe von 10- bis 12.000 M. ſeit Mittwoch flüchtig.

Karlsruhe. Premierleutnant Knöll vom Raſtatter Regiment,
der vor einigen Wochen in einem Tohſuchtsanfall ſeine Vorge-
ſetzten und Kameraden bedrohte und mit dem Säbel auf den
Major losging, wurde in eine Nervenheilanſtalt nach Konſtanz
verbracht.

Neiße. Ein Unfall hat ſich in der Kaſerne V zugetragen,
Der Unteroffizier Stelzer von der 6. Komp des Jnf. Reg. Nr. 23
ſtieg in der Nacht im Traume auf das Fenſterbrett ſeines im
zweiten Stock belegenen Sch'afzimmers und ſtürzie bdabei auf die
Straße, wo er mit gebrochenen Beinen liegen blieb. Wahrſchein-
lich werden dem unglücklichen Manne beide Beine amputiert wer
den müſſen.

Briefkaſten der Redaktion.
E. J., Zeitz. 1. Nein. 2. Drohen Sie mit Kündigung und

Ausziehen, und wenn das nicht hilft, machen Sie die Kändigung
wahr.

Gewerbegerichts-Wahl in Halle.
Montag den 27. September 1897.

Das Ergebnis der heute ſtattgehabten Wahl der Gewerbegerichts-
Beiſitzer iſt folgendes:

ſoz. Arbeitnehmer Arbeitgeber

1897 1895 897 1885

ſoz. geg. ſo. geg.
48I. Bezirk Kaiſerſäſe 254 235 94 33 120

II. Prinz Karl 420 303 24 30 18 80III. 543 504 17 13IV. Letzter Dreier 617 515 9 15 2 14V Paradies 360 364 42 29 33 36VI. Wiißbierſalonl69 156 40 18 11 l19VII. Roſenthal 141 123 23 22 10 16
Freyb. Gart. 536 174 22 20 4 24hat. gegen den Privarkläger als vorliegend erachtet worden ſei. DieStrafe habe nicht gelind bemeſſen werden können, da zur Milde

Bei der exponierten Stellung, die
Direktor Hildebrandt bekundet, daß vom 18. Juli bis 31. Auguſt

vorigen Jahres kein Arbeiter eingeſtellt worden ſei, Direktor rung keine Gründe vorlagen.
Sa 3040

Für die Regakftinn
2674 208 245 111 352

wraniwerthich: Dr. Voeitel in Se

Es werden die Genoſſen, die noch Bücher von der Biblio-
thek des Sozialdemokratiſchen Vereins haben, gebeten, dieſelben
am Sonntag den 3. Oktober 1897 von 11--12 Uhr abzugeben behufs
Regelung der Bibliothek. mDer Bibliothekar K. D.

llg. Konſumperein zu Halle g. S.

Eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchr. Haftpflicht.
Wegen Jnventur bleiben ſämtliche vier Verkaufsſtellen für Mate-

rial Waren
Mittwoch den 29. d. Mts. von nachmittags 2 Ahr an.
ſowie Donnerstag den 30. September d. J. geſchloſſen.

Wir vringen den geehrten Mitgliedern hiermit ferner zur Kenntnis, daß
bei der diesjährigen Dividenden Berechnung nur ſolche Beträge, welche auf
50 Pf. reip. volle Mark abgerundet ſind, berſickſichtigt werden.

Die zur Verpackung der Marken des Geſchäftsjahres 1896 97 zu ver
wendenden Verkaufsſtellen vom 1. Oktober d. J. ab zuBeutel ſind in de
haben und müſſen dieſelben bis ſpäteſtens den 10. Oktober er. daſelbſt gegen
Quittung wieder eingeliefert ſein, auch bitten wir die Mitglieder zur Erleichte
rung des Zähens die einzelnen Marken-Sorten im Beutel von einander getrennt
zu halten. Mitglieds-Karten ſind nicht beizufügen. Die Verwaltung.

Allg. Konſumverein Trotha.
Tonnerstag den 30. September iſt unſere Verkaufsſtelle in Trotha

wegen Jnventur den ganzen Tag und Freitag den 1. Oktober bis zum
Mittag geſchloſſen. Der Vorſtand.Aus den amtlichen Bekanntmachungen.

Halle. Der Unterricht in der hiefigen ſtädtiſchen Fortbildungsſchule
während de ve vorſtehenden Winterhalbjahres 1897 98 beginnt Sonntag den
10. Oftober er. vormittags 8 Uhr und wird werktäglich abends von 8 bis

10 Uhr und des So ntags von 28 bis 10 Uhr erteilt.
Derſelbe umfaßt: Elementares Zeichnen, Deutſch, Rechnen, Geometrie,

Franzöſiſch Engliſch, Buchführung und Phyſik.
Das Schulgeld beträgt für Einheim ſche 4 Mk. und für Aus wärtige 6 Mk

halbjährlich und iſt bei der werktäglich von 29 bis 1 Uhr geöffneten Steuerkaſſe
im Rathauſe, Zimmer Nr. 4 im voraus zu zahlen.

Die Anmeldung findet im Bureau der Schulverwaltung (Ratskellergebäude
Schmeerſtraße Nr. 1. 2 Tr Zimmer Nr. 11) werktäglich von 9 vormittags bis
1 Uhr und von 3 bis 6 Uhr vachmittags ſtatt, und die Aufnahme erfolgt gegen
Vorlegung der Quittung über das entrichtete Schulgeld bei Herrn Rektor Hr.
Wohlrabe in der Volksſchule V, Taubenſtraße 13, III, am 7., 8. und 9. Okt.
von 8 bis 9 Uhr abends.

Hdyulle. Der Unterricht in der hieſigen gewerblichen Zeichenſchule
während des bevorſtehenden Winterhalbjahres 1897 98 beginnt Sonntag den
17. Oktober er., vormittags 8 Uhr.

Derſelbe wird in dem 2. und 3. Geſchoß der Mitltelſchule III., Oleariusſtr. 7,
werktäg ich von 8 bis 10 Uhr abends und des Sonntags von 8 bis 10
Uhr vormittags erteilt und umfaßt: Freihandzeichnen, geometriſches Zeichnen,
Fachze chnen für Bauhandwerker Maſchinenbauer, Modellirſchler, Gliaſer, Gärtner
und Uhrmackher, ſowie Modelliren.

Das Schulgeld beträgt:
a. für Schüler welche wöchentlich 6 Stunden oder weniger zeichnen oder

modellieren, 3 Mark für das Halt jahr und
b. für Schüler, welche wöchentlich 7 bis 12 Stunden zeichnen oder modellieren

4 Mark für das Halbjahr und iſt bei der werkiäglich von 8 bis 1 Uhr
geöffneten Steuerkaſſe, Rathaus, Zimmer Nr. 4, im voraus zu zahlen,
nachdem zuvor die Anmeldung erfolgt iſt.Die Anmeldung findet von Sonnerstag den 14. bis Sonnabend den 16.

Oktober er., von 8 bis 9 Uhr abends in dem Amts zimmer des Direktors der
ewerblichen Zeichenſchule, des Herrn Architekten Brumme, in der Mittel-chule III, 3. Obergeſchoß, Klaſſe Nr. 28, Oleariusſtraße 7, ſtatt.

Die endgültige Aufnahme erfolgt, und zwar ebenfalls durch den Direktor
der Schule, ſobald durch Vorlegung der Quittung der Nachweis geführt wird,
daß das Schulgeld bezahlt iſt

Ltr. Kartoffeln 23

Kupf midt,

StadtTheater in Halle a. S.
Diens. ag den 28. September

11. Vorſt. 9. AbonnementsVorſt.
Farbe: weißz.

Uriel Acoſta.
Trauerſpiel in 5 Aufz. v. K. Gutzkow.

Mittwoch den 29. Sept.
12. Vorſt. 10. Abonn. Vorſtellung.

Farbe rot.
Alleſſandro Stradella.

Oper in 3 Akten von Flotow.
Hierauf:

Cavalleria-Ruſticang.
Oper in 1 Aufzug von P. Mascagni.

Walhalla Theater.
Direktion: Richard Hubert.

Die Geſellſchaft French, exzentriſche
Bravour Rollſchuhläufer. Die Ge
brüder Latouré mit ihrem komiſchen
Zwergtheater. Mr. Haſſon und Miß
Jenny, Bravour-Equilibriſten auf der
hochrollenden Kugel. Die Geſchwiſter
Franchetti, Kunſt-Radfahrer. Das
Griffith-Reade Trio, exzentriſche
Burlesk-Komödianten. Hr. Mueller-
Lipart, muſikaliſcher V rwandlungs-
künſtler. Fräulein Elſa Schroettel,
ſächſiſche Humoriſtin. Herr Jean
BVayer, Original-Geſangs- Humoriſt.
Beginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Stadt Finbeck
Frauckeftr.

Morgen
Schlachtefeſt

Früh Wellflerſch, ab s. Wurſt u. Suppe
Ergebenſt Gottlob Hoffmann.

Morgen Dienstag

ff hausſchl. Wurſt empf.
Guſtav Ludwig, Liebenauerſtr. 162.

Achtung!
2

Meiner werten Nachbarſchaft und
Kundſchaft empfehle alle Sorten echte
ff. Thüringer Hausſchlachtenwurſt
ſowie ff. lange Thüringer Kuhkäſe
zu billigſten Preiſen.

W. Müller,
„Serderſtr. Herderſtr. 5.

Loclerhancdlung

Karl Friedrich Nacht.,
Jnh. Otto Kranix,

große Märkerſtraße 2.
Sohl u. OberlederAusſchnitt.

Gr. Auswahl, billige Preiſe.
Ein gebr. Kinderwagen billig zu De

Giebichenſtein, Triftſtr. 20 im Hof.
Morgen Dienstag Schlachte Feſt. 1 Zt. 2.40 Mk. bei
Max Weber, Zeitz, Kaiſer Wilheimſtr. Giebichenſtein, Hoheſtr. 18.

FHau aus
meinen

I anſere
Pfunck

probieren, um sich zu überzeugen, dass er wirklich
vorzüglich ist.

II
gr. Ulrichstr 36.

Ia
Leipzigerstr. I2.

Filiale Hamburg,

Reßaurant-Eröffnung.
Meinen werten Freunden un Bekann-

en zur gefäll. Nachricht, daß ich mit f. Erwachf. u ztinder i. kurz. Zeit, leicht bei
dem heutigen Tage ein Reſtaurant 1ücht. Lehrer (Einzelunaterr Wo
in menem Grundſtück Königftrafze 440 f. Am jederz. unter X. X. Exp. o. t.

Nr. r r m r eHochachtend Triedri i Zurückgekehrt vom Grabe meines liebenFriedrich Püchel jt. Mannes ſage ich allen denen de ſeinen t

T Sarg mit Blumen ſchmückten, meinen aH. Uhrmacher, herzlichen Dank.4 taminer, Leipsigerſtroße 42. s Witwe Eberlina.
Taſchemuhren, iel
5, 6, 8 und 10 Mark. Danksagung. fZylinder Remontoir Zurückgekehrt vom Grabe unſeres

Goldrand unvergeßlichen innigſtgeliebten Soh-
10, 12, 14 und 16 Mard nes Bruders und Schwagers des t

s S ar S Kellners te achend, 12. 14, 16 u. 18 WJ e Karl Gräfe JReelle Garautie in der Blüte ſeinesJ welcher in der Blüte ſeines Lebens durchVers an gagen Aaohvabme den unerbittlichen Tod aus dem Kreiſe m
Selbſtgef. Kleiderſekr. f. 24 Vertikow, der Seinen geriſſen wurde, ſagen wir ſtel

Heltſt. Kommode, Tiſche Stühle, Sofas, allen deren die ſeinen Sarg ſo reichlich der
till. b. K. Rieler, Tiſchlermſir. Geſetz mit Blumen ſchmückten und ihn zur

letzten Ruhe W teten unſeren innigſten lOskar Grzimbke, Goldſchmied Dank. Herzlichen Dank dem Herrn aſ
C Harz 25, J. Paſtor Knuth für die troſtreichen Worte feh

Werkſtatt für Anfertigung jeder Neu am Grabe und dem Geſangverein „Freie W
Arbeit. Reparaturen ſchnell und billig. Sänger“ für den erhebenden Geſang des Eu
Spezialität: Trauringe nach Maft. Lieblingsliedes des Verſtorbenen.

Ott Il Dir trauernde Familie Gräfr. ſor)rto Kno 9 Heute abend 8 Uhr entſchlief ſchnell Bi
Herren Garderobe befindet ſich vom und unerwartet unſere kleine SelmaI. Oktober overhalb des Turmes im Alter von 14 Wochen, was hierdurch

Leipzigerstrasse 36. tiefbetrübt anzeigen. nicHalle a. S., den 26. Septbr. 1897.
Möblierte Schlafſtube zu vermieten. Ferdinand Kuhles und Frau ſick

erderſtraße 5. geb. Rohnſtein.
J enVerlag und die Inſerate verantwortlich Ang Sroß. Druck der Halleſchen eryſemſchafts- Buchdrucker n. v. D) h a. S
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